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1. Das revidierte Aktienrecht aus Prüfungssicht

Das revidierte 
Aktienrecht

GOVERNANCE
• Optionen zur Durchführung 

der GV

EIGENKAPITAL
• Eigenkapitalgliederung
• Reservedotierungsvorschriften
• Kapitalband

SANIERUNGSRECHT
• Finanzverantwortung des VR
• Drohende Zahlungsunfähigkeit, 

Kapitalverlust und Überschuldung

STEUERN
• Besteuerung im 

Zusammenhang mit 
Kapitalband und 
Fremdwährungsabschluss



� Monitoring der Zahlungsfähigkeit ist ständige Verantwortung des VR (OR 716a I), eigentlich nichts 
Neues!

� Unternehmen ist zahlungsunfähig, wenn es nicht in der Lage ist, seine fälligen 
Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen. 

� Zahlungsunfähigkeit oder nur Zahlungsstockung? Höchstrichterlich keine Klärung, ab welchem Umfang 
und ab welchem Moment Zahlungsunfähigkeit gegeben ist.

� Gesetz enthält keine Vorgaben zum Finanzplan, vor Allem der Zeithorizont für den Finanzplan ist 
undefiniert.

� Versuch einer Systematisierung

(1) Stichtagsbezogener Finanzstatus: Gegenüberstellung der am (gewählten) Stichtag vorhandenen Liquidität / 
offenen Kreditlinien und allen am Stichtag fälligen Zahlungsverpflichtungen. 

� Liquiditätslücke ? => Ja, dann Schritt (2).

(2) Zeitraumbezogener Finanzplan (Liquiditätsplan): Gegenüberstellung der Liquidität sowie der Mittelzu-
und abflüsse in der definierten Zeitspanne (Mittelzuflüsse z.B. geplante Massnahmen wie Sale-and-lease-
back-Geschäfte, Factoring, Gesellschafterdarlehen). 

� Liquiditätslücke ? => Ja, dann zumindest «drohende Zahlungsunfähigkeit» => VR muss (Sanierungs-
)Massnahmen treffen.

� Zahlungsstockung, z.B. an einem Monatsende, ist noch nicht gleichbedeutend mit Zahlungsunfähigkeit.
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Zahlungsunfähigkeit
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� … und die Revisionsstelle?

� Das Gesetz sieht für die Revisionsstelle weder bei der drohenden noch bei der tatsächlichen 

Zahlungsunfähigkeit direkte Handlungspflichten vor. Auch ist der Finanzplan nicht prüfungspflichtig.

� Finanz-/Liquiditätsplan ist für den Abschlussprüfer jedoch Element bei der Beurteilung der Fähigkeit 

zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit (Going concern) im Rahmen der Abschlussprüfung und bei 

ORrev 725b I.

� Reminder: Auch bei der Beurteilung des Gewinnverwendungsvorschlags ist die Frage der 

Zahlungsfähigkeit relevant.
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Zahlungsunfähigkeit
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� VR im Driver Seat

□ hat Massnahmen zur Beseitigung des Kapitalverlusts zu ergreifen

□ soweit erforderlich weitere Massnahmen zur Sanierung der Gesellschaft treffen oder der GV 
solche beantragen

� Prüfer «in Distanz»

□ Mit dem Wegfall der zwingenden Einberufung einer Sanierungs-GV durch den VR entfällt auch 
die bis anhin damit zusammenhängende Pflicht der Revisionsstelle ggf. eine solche 
Versammlung ersatzweise einzuberufen. 
Aber ggf. Hinweis im nächsten Revisionsbericht.

□ Hat die Gesellschaft keine Revisionsstelle => so muss die letzte Jahresrechnung vor ihrer 
Genehmigung durch die GV einer eingeschränkten Revision durch einen vom VR ernannten 
zugelassenen Revisor unterzogen werden. 

□ VR bestimmt in diesem Fall den Abschlussprüfer, nicht die GV. Aber: Evtl. toter 
Buchstabe, da VR diese Vorschrift ggf. nicht kennt / nicht beachtet? Was problematisch 
wäre, im Hinblick auf an der GV getroffene Entscheide.

□ Prüfung der Aufwertung (ORrev 725c) neu explizit (und damit zwingend) durch die 
Revisionsstelle, sofern eine solche besteht. 
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Kapitalverlust – aus Sicht Wirtschaftsprüfung (1)
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� Kapitalverlust bei Opting-out-Gesellschaften

□ VR hat zugelassenen Revisor mit der eingeschränkten Revision der letzten Jahresrechnung zu beauftragen, 

ORrev 725a II.

□ Auftragsrevision, keine Organstellung / kein Eintrag im HR

� Prüfer stellt bei dieser Prüfung bereits die Überschuldung fest. Was nun?

□ Trifft den eingeschränkt prüfenden, durch den VR beauftragten Revisor eine subsidiäre Anzeigepflicht?
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Kapitalverlust – aus Sicht Wirtschaftsprüfung (2)

Argumente für «Ja» Argumente für «Nein»

ORrev 725a ist eine Ausnahme vom Opting-out. Anders formuliert: Im 
heiklen Fall (Kapital schrumpft) soll dann der übliche 
Gläubigerschutzmechanismus greifen, d.h. zunächst Prüfung 
Jahresrechnung, um Kapitalverlust zweifelsfrei festzustellen, dann evtl. 
weitergehende Prüfung, wenn begründete Besorgnis der 
Überschuldung.

ORrev 725b V reguliert explizit die subsidiäre Anzeigepflicht für den Revisor 
bei Überschuldung. 
ORrev 725a kennt keine entsprechende Anzeigepflicht im Kontext der 
Prüfung der letzten Jahresrechnung.

Gläubigerschutz würde zu kurz greifen, wenn der VR in Kenntnis, dass 
der Revisor eine Überschuldung befürchtet, nicht weiter handeln würde 
bzw. keine Zwischenbilanzprüfung beauftragen würde und der Revisor 
(mit seinem Wissen) dann keine Handhabe hätte.

Der Revisor hat einen mit dem VR klar definierten Auftrag (Prüfung letzte 
Jahresrechnung). In diesen Prüfungsauftrag ist nicht automatisch auch die 
Prüfung/Beurteilung der Überschuldung gem. ORrev 725b inkludiert.

Revisor hat lediglich die letzte Jahresrechnung geprüft, nicht hingegen 
einen aktuellen Zwischenabschluss. Es besteht also nicht abschliessende 
Klarheit über die Überschuldung.

Fraglich, ob sich für die Prüfung nach ORrev 725a II ein Revisor findet 
(Spannungsfeld zwischen gebotener Eile, Notwendigkeit seriöser Prüfung 
und Haftungsrisiko). 
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Überschuldung – «Zweistufiges Messverfahren mit flexibler Verwertungsprämisse»

ja

Zwischenabschluss

zu Fortführungswerten
Ausgangslage: 

Es besteht begründete 
Besorgnis der 
Überschuldung.

Fragestellung:

Ist die Fortführungs-
fähigkeit gegeben?

nein

Zwischenabschluss

zu Veräusserungswerten

Sofern dieser Abschluss 
Überschuldung anzeigt, 
ergänzend:

Benachrichtigung des 
Richters

Sofern (auch) dieser 
Abschluss Überschuldung 
anzeigt:

Es gelten die bekannten 
Überlegungen zum Going
concern (u.a. Zeitraum von 
mind. 12 Monaten, PS 570.13).

Begründete Besorgnis einer 
Überschuldung, Indizien z.B. Ausmass 
eingetretener Verluste, vergrösserter 
Rückstellungs- oder 
Wertberichtigungsbedarf, Konkretisierung 
von Eventualverbindlichkeiten, Cashdrain
oder ernsthafte Liquiditätsprobleme.
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� Besorgnis der Überschuldung: 

□ Auch weiterhin gilt: Revisionsstelle hat keine Pflicht zur lfd. Überwachung der finanziellen Lage eines 

Unternehmens 

(auch keine Pflicht zum Follow-up bei Informationen zu möglicher kritischer Finanzlage aus öffentlich 

zugänglichen Quellen).

□ Auf Zwischenabschluss zu Veräusserungswerten kann verzichtet werden, wenn die Annahme der 

Unternehmensfortführung gegeben ist und der Zwischenabschluss zu Fortführungswerten keine Überschuldung 

aufweist. 

□ Kann von Going concern nicht ausgegangen werden, so genügt ein Zwischenabschluss zu Veräusserungswerten.

� Beim Zwischenabschluss zu Veräusserungswerten: Berücksichtigung aller mit der Einstellung der 

Tätigkeit verbundenen Aufwendungen (Wertverluste auf Aktiven, Stilllegungen, Ablösungen, Rücktritte, 

Kündigungen u. a.). Auch wenn es ein Zwischenabschluss ist: Es geht hier um die Vermögenslage, nicht 

um Abgrenzungen im Sinne der Ermittlung eines periodengerechten Gewinns (Ertragslage).

� Für die Zwischenbilanzprüfung ist zwingend die Revisionsstelle zuständig.

□ Frage nach der Zulässigkeit von Doppelmandaten bei Spezialprüfungen damit zumindest in diesem Fall eigentlich

geklärt. 

□ Sofern ein beauftragter zugelassener Revisor Zwischenbilanzen prüft => hat dieser subsidiäre Anzeigepflicht. 

� Zur Beseitigung einer Überschuldung besteht neu explizit – wie in der Kapitalverlustsituation – das 
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Überschuldung – aus Sicht Wirtschaftsprüfung (1)
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� Angemessene Frist für die Bilanzdeponierung => gem. Gesetz Zeitspanne von max. 90 Tagen ab dem 

Vorliegen der geprüften Zwischenabschlüsse. Damit stille Sanierung gesetzlich «kodifiziert» (Ausnahme 

von Bilanzdeponierung (1)).

□ Wenn die 90 Tage nicht ausreichen, darf von der Überschuldungsanzeige nicht mehr abgesehen werden.

□ Revisionsstelle hat dem VR eine angemessene Frist (gebotene Eile!) mit Hinweis auf ihre subsidiäre 
Anzeigepflicht zu setzen. Im Zweifel Meldung an das Gericht zur eigenen Entlastung.

□ Allenfalls kann VR eine (provisorische) Nachlassstundung nach SchKG beantragen, um vorgesehene 
Sanierung fortzusetzen.
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Überschuldung – aus Sicht Wirtschaftsprüfung (2)
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� Gestärkte Stellung der Rev.stelle (ORrev 730a IV) => Abberufung bisher: «jederzeit»; künftig: «nur 

aus wichtigen Gründen». 

� Abberufung einer Revisionsstelle, die berechtigterweise den Richter benachrichtigen will, ist wohl 

möglich, d.h. rechtswirksam und die Revisionsstelle verliert Organstellung.

� In Bezug auf die Anzeigepflicht ist dieser Mandatsentzug aber wohl als Rechtsmissbrauch 

einzustufen. Legitimation zur Anzeige bleibt daher erhalten.

� Anzeige sollte dann kurzfristig erfolgen, auch wenn z. B. die dem VR bisher gesetzte Frist noch 

nicht abgelaufen ist. 

� Auch die sofortige Neuwahl einer anderen Revisionsstelle enthebt die alte Revisionsstelle nicht 

von der Verpflichtung zur Anzeige beim Gericht. 

� Ein Rücktritt der Revisionsstelle in einem derart heiklen Moment wäre in analoger Weise wohl 

rechtswirksam, könnte aber – je nach dem weiteren Verlauf der Dinge – Schadenersatzansprüche nach 

sich ziehen.
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Überschuldung – aus Sicht Wirtschaftsprüfung (3)
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� Ausnahme von Bilanzdeponierung (2) – Rangrücktritt: so auszugestalten, dass 

□ Gläubiger im Ausmass der Überschuldung im Rang hinter alle anderen Gläubiger zurücktreten + ihre Forderungen 

stunden;

□ der Rangrücktritt den geschuldeten Betrag und die Zinsforderungen während der Dauer der Überschuldung umfasst.

� Garantien / Patronatserklärungen => Kein Ersatz für einen Rangrücktritt !

� RR befreit lediglich vom Gang zum Richter; ist aber keine Sanierungsmassnahme nach ORrev 725a.

� RR muss in qualitativer und quantitativer Hinsicht ausreichend sein
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Überschuldung – Rangrücktritt (RR)

Qualitative Anforderungen an den RR

� Schriftlich und so ausgestaltet, dass RR Stundung der Forderung 
und der Zinsforderungen bewirkt 

� Forderung betraglich bestimmt (kein flexibler Rangrücktritt)
� bis zur nachhaltigen Beseitigung der Überschuldung nicht 

widerrufbar
[ausser, wenn er durch einen anderen in Höhe / Ausgestaltung 
genügenden Rangrücktritt ersetzt wird - durch denselben oder 
einen anderen Gläubiger]

� für den Gläubiger nicht offensichtlich finanziell untragbar

Quantitative Anforderungen an den RR

� Deckungslücke zu Fortführungs- oder Veräusserungswerten?
� Zu beantworten aus Sicht der Überlebensfähigkeit => Fortführung 

nicht infrage + gute Voraussetzungen, dass die Gesellschaft die 
Überschuldung überwinden kann => RR in Höhe der 
Deckungslücke zu Fortführungswerten evtl. genügend

� Aber: angemessenes Sicherheitspolster zur Deckung der in den 
nächsten 12 Monaten noch zu erwartenden Verluste (mind. aber bis 
zum nächsten Prüfungszeitpunkt)

� Reduktion eines bestehenden RR nur, sofern PS-Prüfung bestätigt, 
dass sich Überschuldung entsprechend reduziert hat, keine 
weiteren Verluste zu erwarten sind, keine anderen RR-Gläubiger 
benachteiligt werden.
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� Zur Behebung eines Kapitalverlusts oder einer Überschuldung dürfen Grundstücke und Beteiligungen, deren 

wirklicher Wert über die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gestiegen ist, bis höchstens zu diesem Wert 

aufgewertet werden.

� Der Aufwertungsbetrag ist unter der gesetzlichen Gewinnreserve gesondert als Aufwertungsreserve auszuweisen.

� Überlegungen zum wirklichen Wert bzw. zum Aufwertungshöchstwert:

14

Aufwertung bei Kapitalverlust oder Überschuldung

(1) Betrachtung der Aktivseite

� Wirklicher Wert = erzielbarer Wert (der höhere von Nutzwert und Netto-Marktwert) ?
� Letztlich ein aus True and Fair View-Regelwerken entlehnter Begriff, bei dem immer auf die bestmögliche 

Verwertungsoption abgestellt wird.
� Für die Ermittlung des wirklichen Werts sollte hingegen eher der subjektive Nutzwert massgebend sein. 

So kann für eine betrieblich genutzte Liegenschaft nicht einfach von einem höheren Verkehrswert ausgegangen werden, 
wenn eine Veräusserung aus geschäftspolitischen Gründen gar nicht infrage kommt.

� Dto. bzw. insb., wenn bei der Überschuldungsprüfung von der Fortführung ausgegangen wurde.

(2) Betrachtung der Passivseite

� Ist die Aufwertung plafoniert auf die Beseitigung des Kapitalverlusts (gem. Legaldefinition in OR 725a I), die «Nullstellung» 
des EK bei der Überschuldung oder kann bis zum wirklichen Wert aufgewertet werden ?

� Grammatikalische Gesetzesauslegung: bis höchstens zu diesem – also dem wirklichen – Wert.
� Plafonierung führt jedoch zu einem unbefriedigenden Ergebnis, wenn erneut Verluste auftreten und dann am nächsten 

Bilanzstichtag erneut aufgewertet werden muss (vorausgesetzt Aufwertungspotenzial noch gegeben).

1. Das revidierte Aktienrecht aus Prüfungssicht
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Aufwertung bei Kapitalverlust

Abbildung aus Loser, Silvan, EF 2021│6, S. 326.

Merke:
Der Aufwertungsbetrag 

fliesst über die 
Aufwertungsreserve in 

die 
Bemessungsgrundlage 

für den 
Kapitalverlust ein. 

Der Aufwertungsbetrag 
entspricht damit dem 

zweifachen Betrag des 
Kapitalverlusts.

Andernfalls wäre die 
Gesellschaft in der 

der Aufwertung 
folgenden Sekunde 
wieder in einem 
Kapitalverlust.
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2. Swiss GAAP FER - Update



� Zuwendung der öffentlichen Hand 

□ Gesellschaft erhält einen wirtschaftlichen Vorteil

□ können vermögenswertbezogen oder erfolgsbezogen sein. 

Swiss GAAP FER 28 – Zuwendungen der öffentlichen Hand
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Zuwendungen der öffentlichen Hand, 
welche an die Hauptbedingung 
geknüpft sind, dass eine Organisation 
langfristige Vermögenswerte kauft, 
herstellt oder auf andere Weise 
erwirbt, um die 
Zuwendungsvoraussetzungen zu 
erfüllen.

(A)
vom Vermögenswert absetzen

(B)
als passive Rechnungs-
abgrenzung ausweisen und 
erfolgswirksam auflösen über 
Nutzungsdauer des 
Vermögenswerts

Zuwendungen der öffentlichen Hand, 
die sich nicht auf Vermögenswerte 
beziehen (z.B. auch vergünstigte 
Darlehen oder Mietverträge).

planmässig ertragswirksam erfassen 
(im Verlauf der Perioden, in denen die 
Organisation die entsprechenden 
Aufwendungen erfasst)

2. Swiss GAAP FER - Update



• Überarbeitete Fachempfehlung FER 30

• Erstmals zwingend für Berichtsperioden, die am oder nach dem 1. Jan. 2024 beginnen. Frühzeitige 

Anwendung erlaubt. Keine retrospektive Anwendung auf «Altakquisitionen».

• Goodwillwahlrecht

• Beibehaltung des Wahlrechts, Goodwill entweder zu aktivieren / planmässig abzuschreiben oder Goodwill 

bei der Erstkonsolidierung mit dem EK zu verrechnen (und eine Schattenrechnung als Teil des Anhangs 

offenzulegen). 

• Impairment Only wurde diskutiert, aber nicht weiterverfolgt

• Nichtbilanzierte immaterielle Werte im Rahmen des Kontrollerwerbs

• Goodwill-Verrechnung inskünftig an Bedingung geknüpft, dass zunächst vorher nichtbilanzierte 

immaterielle Werte, welche im Zusammenhang mit dem Kontrollerwerb aus Konzernsicht entscheidungsrelevant

waren, identifiziert und aktiviert werden müssen (Managementperspektive). Keine purchase price

allocation im Sinne IFRS.

• Dies gilt nicht für Unternehmen, welche den Goodwill aktivieren und über die Nutzungsdauer abschreiben.

• Entscheidungsrelevant = alle immateriellen Werte, welche argumentativ für die Begründung der 

Erwerbstransaktion gegenüber den Aktionären oder Fremdkapitalgebern ins Feld geführt wurden.

• Z.B. Marken, Patente, Lizenzen, IT-Plattformen (Online-Plattform), Technologien oder Kundenstamm.
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Swiss GAAP FER 30 – Konzernrechnung (1/3)

2. Swiss GAAP FER - Update



• Nutzungsdauer des Goodwill

• Längstens über 20 Jahre. Ist Nutzungsdauer nicht bestimmbar, ist diese standardmässig auf 5 Jahre 

anzusetzen.

• Negativer Goodwill (Badwill)

• Auch hier Grundsatzwahlrecht zur Verrechnung oder Passivierung; aber im Einklang auszuüben mit dem 

Goodwillwahlrecht.

• Das Goodwillrecycling im Zeitpunkt der Kontrollaufgabe findet auch Anwendung auf den negativen Goodwill.

• Von künftigen Ereignissen abhängige Kaufpreisbestandteile (Earn-outs)

• Werden erstmals in der Fachempfehlung geregelt.

• Zukünftige Verpflichtung aus Kaufpreisanpassung wird zunächst bei Akquisition zum aktuellen Wert 

angesetzt. 

• Folgebewertung zu jedem Bilanzstichtag; dabei keine erfolgswirksame Verbuchung.

• Führt ggf. zur Anpassung des (bilanzierten) Goodwill bzw. negativen Goodwill, und damit Erfassung 

prospektiv als Abschreibung des resultierenden Goodwill über die Restnutzungsdauer.

• Entschädigungen für zukünftige Arbeitsleistungen des Verkäufers nicht als Kaufpreisbestandteile zu 

berücksichtigen.
19

Swiss GAAP FER 30 – Konzernrechnung (2/3)

2. Swiss GAAP FER - Update



• Schrittweiser Anteilserwerb und -verkauf

• Assoziiertes Unternehmen bleibt assoziiertes Unternehmen:

Positiver bzw. negativer Goodwill ist für jeden Akquisitionsschritt separat zu ermitteln. Es erfolgt 

keine Neubewertung für die sich bereits im Eigentum befindlichen Anteile.

• Kontrollerwerb (z.B. assoziiertes Unternehmen wird Tochtergesellschaft):

Im Zeitpunkt des Kontrollerwerbs Neubewertung der Aktiven und Verbindlichkeiten. Bewertungsdifferenzen 

im EK zu erfassen.

• Der Bewertungszeitpunkt ist jeweils das Datum der Kontrollübernahme (closing date vs. signing date). 

• Bei jedem Erwerb von Minderheitsanteilen wird dies buchhalterisch als separater Akquisitionsschritt mit 

Goodwillermittlung abgebildet.

• Schrittweise Anteilsverkäufe: Anteiliger Gewinn/Verlust im Periodenergebnis zu erfassen. 

• Wird die Beteiligung durch eine Transaktion zur assoziierten Organisation oder Finanzanlage (Verlust der 

Kontrolle oder des massgeblichen Einflusses):

Bewertung des verbleibenden Anteils zu den anteiligen Nettoaktiven unter Berücksichtigung des anteiligen 

Goodwill bzw. negativen Goodwill. Keine Bewertung zu dann aktuellen Werten.
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Swiss GAAP FER 30 – Konzernrechnung (3/3)

2. Swiss GAAP FER - Update



3. Neues Regelwerk zur Unabhängigkeit



Konzept, Aufbau und Inhalt der Richtlinien zur Unabhängigkeit
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3. Neues Regelwerk zur Unabhängigkeit



� Für die gesetzlichen Spezialprüfungen gelten die Bestimmungen der RzU, Art. 148 ff. 

� Wesentliches Element der Unabhängigkeit ist das Verbot der Selbstprüfung. 

� Danach darf der mandatierte Prüfer im Grundsatz am Prüfungsgegenstand (der Spezialprüfung) vorab 
nicht mitgewirkt haben. 

� In der Praxis ergeben sich jedoch immer wieder folgende zwei Fragen

1. Anwendbarkeit der gesetzlichen Unabhängigkeitsbestimmungen (Art. 728 und Art. 729 OR) auf 
Spezialprüfungen ?

2. Vereinbarkeit von Doppelmandaten (eingeschränkte Revision bei gleichzeitiger Mitwirkung bei der 
Buchführung) mit allfälligen Spezialprüfungen ?

□ Zu Frage 1 

− direkt hiernach und Ausführungen in HWP BP, S. 146 f.

□ Zu Frage 2

− RzU, Art. 151 (legitimiert Zwischenbilanzprüfung OR 725 II / ORrev 725b im Fall der 
doppelmandatierten Revisionsstelle) 

− Ferner Ausführungen in  HWP BP, S. 146 f.

Gesetzliche Spezialprüfungen und Unabhängigkeit 1/3
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1. Anwendbarkeit der gesetzlichen Unabhängigkeitsbestimmungen (Art. 728 und Art. 729 OR) auf 

Spezialprüfungen ?

� Zu dieser Frage äussert sich der Gesetzgeber nicht bzw. «sporadisch» / fallweise (so gilt bei 

Prüfung auf Einhaltung der Sorgfaltspflichten betr. Konfliktmineralien/-metallen gem. VSoTr

explizit OR 728).

� Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat sich im konkreten Fall einer Gründungsprüfung mit der 

Frage befasst, welche Unabhängigkeitsbestimmungen für den Gründungsprüfer massgebend seien.

� BVGer B-7872/2015 vom 21. April 2016, BGer 2C_487/2016 vom 23. November 2016

□ In diesem Fall war die (Un-)Zulässigkeit von Anteilsbesitz und Einsitznahme des 

Gründungsprüfers in den Verwaltungsrat zu beurteilen. 

□ Dabei hat das Bundesverwaltungsgericht die Anwendbarkeit der Unabhängigkeitsbestimmungen der 

ordentlichen Revision (Art. 728 OR) bejaht. 

□ Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass bei einer Gründungsprüfung mehr Parallelen zur 

ordentlichen Revision als zur eingeschränkten Revision bestehen und begründet dies mit der 

Prüfungsmethodik, dem Prüfungsziel und letztlich der positiven Prüfungsaussage. 

□ Das Bundesgericht ging dagegen davon aus, dass Unabhängigkeit und Objektivität als allgemeine 

Berufsmerkmale ein Element des unbescholtenen Leumunds und damit eine Zulassungsvoraussetzung 
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3. Neues Regelwerk zur Unabhängigkeit



2. Vereinbarkeit von Doppelmandaten (eingeschränkte Revision bei gleichzeitiger Mitwirkung bei der 

Buchführung) 

mit allfälligen Spezialprüfungen ?

� Hierzu bestehen Meinungsdifferenzen (zwischen dem Berufsstand / den revidierten RzU auf der einen 

Seite und der RAB auf der anderen Seite).

� Gleich welcher Meinung der Vorzug gegeben wird, bestehen immerhin keine Einwände, wenn eine 

doppelmandatierte Revisionsstelle im Rahmen der Spezialprüfung eine Bestätigung zu einem 

Prüfungsgegenstand abgibt, mit dem sie vorab anlässlich der Mitwirkung bei der Buchführung nicht 

inhaltlich befasst war, also keine Selbstprüfung vorliegt. 

� Beispiel: Prüfung einer Kapitalerhöhung nach Art. 652f Abs. 1 OR, bei welcher Vermögen «von aussen» 

eingebracht wird.

� Beachte: 

□ Prüfungsauftrag und Prüfungsgegenstände sind genau zu verstehen. 

□ Nicht bei allen besonderen Vorgängen – wie vorerwähntes Beispiel zeigt – liegt ein 

Prüfungsgegenstand (Jahresrechnung oder eine Transaktion) vor, bei dem die Gefahr der Prüfung 

eigener Arbeiten bestehen könnte.

Gesetzliche Spezialprüfungen und Unabhängigkeit 3/3
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4. Prüferzulassung für natürliche Personen –

Anforderungen an die Fachpraxis



• Gesetzliche Regelung

• Art. 4 RAG = Revisionsexperte:  

• dipl. WP

• TREX/STEX/Exp R+L mit je mind. 5 Jahren Fachpraxis

• Uni-/FH-Absolventen / FA Treuhand mit je mind. 12 Jahren Fachpraxis

• Art. 5 RAG = Revisor: Fachpraxis mind. 1 Jahr

• Die Fachpraxis muss vorwiegend auf den Gebieten des Rechnungswesens und der Rechnungsrevision 

erworben worden sein.
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4. Prüferzulassung für natürliche Personen – Anforderungen an die Fachpraxis



• Zweck des neuen Rundschreibens RS 1/2022 ist es, die quantitativen und qualitativen 

Anforderungen an die Fachpraxis für die Zulassung natürlicher Personen zu präzisieren.

• dipl. WP

• TREX/STEX/Exp R+L mit je mind. 5 Jahren Fachpraxis

• Uni-/FH-Absolventen / FA Treuhand

• dipl. WP
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4. Prüferzulassung für natürliche Personen – Anforderungen an die Fachpraxis



• Implikationen für die Praxis

• Zeiterfassung nach Revisionsart erforderlich bzw. müssen Zeiten nach Revisionsart ermittelbar 

sein

• 100 h Fachpraxis auf ord. Revisionen pro Jahr ggf. schwierig erreichbar für Mitarbeitende 

kleinerer Revisionsgesellschaften (nur 89 von 498 Revisionsgesellschaften betreuen mehr als 10 

ordentliche Revisionsmandate).

• Die Fachpraxis muss vorwiegend auf den Gebieten des Rechnungswesens und der Rechnungsrevision 

erworben worden sein.

• Externes  und internes Rechnungswesen «gleichberechtigt» anrechenbar

• Allerdings muss umfassendes Verständnis gewonnen werden (z.B. Führung nur der 

Debitorenbuchhaltung genügt nicht)

• Auch interne Revision kann angerechnet werden, wenn vergleichbare Prüfungsstandards wie bei 

der externen Revision

• Steuerrevision / Aufsichtsprüfung nach GwG und IT-Revision nicht als Fachpraxis 

Rechnungsrevision anrechenbar
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4. Prüferzulassung für natürliche Personen – Anforderungen an die Fachpraxis



5. Praxiserfahrungen mit der Revisionsaufsicht



• Inspektionsschwerpunkte der RAB im 2023

• Prüfung zu dolosen Handlungen (ISA 240)

• Identifizierung und Beurteilung der Risiken wesentlicher falscher Darstellungen (ISA 315 

[Revised])

• Prüfung geschätzter Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängender Abschlussangaben 

(ISA 540)

• Ausgestaltung und Implementation des neuen «International Standard on Quality Management 1» 

(ISQM 1)

• Typische Themengebiete der RAB im Rahmen ihrer Inspektionen

• Kritische Grundhaltung

• Prüfungshandlungen zur Identifikation des Risikos doloser Handlungen

• Bestimmung von Population, Stichprobengrösse und -auswahl bei Vorräten und Umsatzerlösen

• Bedeutsame Teilbereiche bei Konzernabschlussprüfungen: Festlegung / Scoping / Zusammenarbeit mit 

Teilbereichsprüfern

• Weiterbildungskontrolle im Revisionsunternehmen 
31

Praxiserfahrungen mit der Revisionsaufsicht

5. Praxiserfahrungen mit der Revisionsaufsicht



1. Das revidierte Aktienrecht aus Prüfungssicht

2. Swiss GAAP FER - Update

3. Neues Regelwerk zur Unabhängigkeit

4. Prüferzulassung für natürliche Personen - Anforderungen an die Fachpraxis

5. Praxiserfahrungen mit der Revisionsaufsicht

Agenda

32

Agenda



Vielen Dank für Ihre

Aufmerksamkeit

Dr. Thorsten Kleibold

thorsten.kleibold@obt.ch


